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Hilfe von oben
Präsident bedankt sich beim Papst für Vermittlerrolle
Hilfe für sein Heimatland: Papst Franziskus. (Foto: dpa)
Buenos Aires (AT/stk) - Papst Franziskus hatte wohl entscheidenden Anteil an der Einigung Argentiniens mit seinen Gläubigern. Laut dem Nachrichtenportal „infobae“ hat sich Präsident Alberto Fernández kurz nach der Bekanntgabe der Einigung am Dienstag vergangener Woche telefonisch bei dem aus Argentinien stammenden Pontifex bedankt. Unter Berufung auf „infobae“ berichtete auch die Katholische Nachrichtenagentur KNA über das Engagement des Papstes für sein Heimatland.
Bei der Einigung mit den größten Inhabern argentinischer Staatstitel (AT v. 7. August) ging es um einen Betrag von rund 65 Milliarden US-Dollar, zu dem noch Zinsen hinzukommen. Im Gegensatz zum Schuldenabkommen von 2005 gab es jetzt nur einen geringen Kapitalschnitt, Argentinien spart durch eine Verringerung der Zinsen, „die auch nach der Umschuldung über den gegenwärtig international gültigen Zinsen in den USA und der EU liegen. Die Gläubiger erleiden somit keinen Verlust, sondern sie müssen sich nur mit einem geringeren Gewinn zufrieden geben“, schreibt der Finanzexperte Dr. Juan Alemann im Argentinischen Tageblatt. Der Herausgeber und Direktor der Zeitung sieht aber auch große Vorteile für Argentinien. Er geht von einer Gesamtersparnis von 42,5 Milliarden Dollar im Laufe des nächsten Jahrzehnts aus.
Der Papst hat zu Alberto Fernández ein besseres Verhältnis als zu dessen Vorgängern Mauricio Macri und Cristina Kirchner. Franziskus und Alberto seien „Freunde“ unterstellt „infobae“. Sie teilten eine kritische Sicht auf den Kapitalismus „hinsichtlich dessen Einflusses auf die weltweiten ökonomischen Unterschiede“, schreibt der Journalist Román Lejtman in der Wirtschaftszeitung.
Konkret soll es schon seit Ende 2019 intensive Kontakte zwischen dem Präsidenten und seinem Landsmann im Vatikan gegeben haben. Demnach hatte eine positive Beurteilung seitens des Papstes auf die Ernennung von Martín Guzmán zum Wirtschaftsminister Einfluss. Franziskus habe Guzmán Türen geöffnet, schreibt „infobae“.
Offensichtlich ist, dass sich der Heilige Vater bei europäischen Regierungen für sein Heimatland eingesetzt hat. „Ohne die Beteiligung des Papstes wäre die Unterstützung der EU für Argentinien zum Zeitpunkt des Verhandlungsbeginns mit den Gläubiger nicht so stark gewesen“, resümiert „infobae“.
Argentinien ist einzigartig
Von Juan E. Alemann
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Kreuze für 100.000 Corona-Tote
Brasilien zwischen Ignoranz und Angst
Die NGO „Rio de Paz“ hat zum Gedenken der Opfer der Covid-19-Pandemie 1000 rote Luftballons und 100 Kreuze an der Copacabana platziert. (Foto: dpa)
Rio de Janeiro (dpa) - Marco Antonio do Nascimento ist an den Strand von Copacabana gekommen. Mit seinem Sohn Lucas Cruz steht er zwischen 100 schwarzen Kreuzen im Sand, die an die Kreuze auf einem Friedhof erinnern, auf dem Opfer der Corona-Pandemie in Rio de Janeiro begraben wurden. Die beiden Männer halten eine brasilianische Fahne, während 1000 rote Luftballons zu Ehren der Opfer des Coronavirus aufsteigen. Das ist am Morgen, nur wenige Stunden später - am Samstagabend - hat Brasilien die Marke von 100.000 Toten im Zusammenhang mit der Lungenkrankheit Covid-19 durchbrochen.
Und wieder, wie bei der ersten Aktion von „Rio de Paz“ im Gedenken an die Corona-Opfer und aus Protest gegen das Krisenmanagement der Regierung, pöbelt ein vorbeigehender Anhänger des rechten Präsidenten Jair Bolsonaro Teilnehmer an. „Fake News“ nennt er die Zahl der Corona-Toten. Nascimento, der ein Kind im Zusammenhang mit Covid-19 verloren hat, weist ihn zurecht. „Sag‘ nicht, dass das „Fake News“ sind“, fordert er den Passanten auf - und zeigt ihm ein Foto seines Sohnes Hugo, gestorben im Alter von 25 Jahren.
Brasilien ist das von der Corona-Pandemie am zweitstärksten betroffene Land nach den USA, hat inzwischen 3.012.412 Infizierte und 100.477 Tote. „Lassen Sie uns das Leben berühren“, sagte Bolsonaro, während Friedhofsarbeiter in Schutzkleidung Särge mit Corona-Toten trugen. Bolsonaro war selbst infiziert und hatte Corona als „kleine Grippe“ verharmlost. Inzwischen sind seine Umfragewerte gut wie lange nicht.
„Die hohe Opferzahl in Brasilien führt nicht - wie man von außen erwarten würde - zu einer hohen Ablehnung“, sagt der deutsch-brasilianische Politikwissenschaftler Oliver Stuenkel von der Fundação Getulio Vargas in São Paulo der Deutschen Presse-Agentur. Ein großer Teil der Bevölkerung stelle nicht den Zusammenhang her, dass ihr Land - das 24 Mal so groß ist wie Deutschland - im internationalen Vergleich schlecht dasteht. Brasilien ist sehr mit sich selbst beschäftigt.
Zuletzt ist die Zustimmung in Umfragen sogar auf 45 Prozent gestiegen. Bolsonaro hat es geschafft, dass viele Brasilianer glauben, 100.000 Corona-Tote, eine tiefe Wirtschaftskrise und die Zerstörung des Regenwaldes hätten nichts mit dem Präsidenten zu tun.
Einige wenige soziale Bewegungen und Gewerkschaften - wie am Freitag vor der Kathedrale in São Paulo - demonstrieren noch gegen ihn. Mit Kreuzen, auf denen „100 MIL MORTES - FORA BOLSONARO“ (100 000 Todesfälle - Bolsonaro raus) steht, oder einem Banner mit den Worten „100 MIL VIDAS PERDIDAS“ (100.000 verlorene Leben).
Die einzige gesellschaftliche Regung, die zählt, sei wie viele Leute auf die Straße gehen, sagt Politikwissenschaftler Stuenkel. Zwischenzeitlich hatten Tausende Brasilianer ihrem Unmut über den laxen Umgang des Präsidenten mit dem Coronavirus Luft gemacht; eine neue Demokratiebewegung, angeführt von Fußballfans, bildete sich. Aber viele, die Bolsonaro kritisch sehen, haben Angst, sich bei Demonstrationen anzustecken und bleiben zu Hause. „Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Leute bei 100.000 Toten sagen: „Oh Gott!““, sagt Stuenkel. Und es noch einmal zu einem Moment der Mobilisierung komme.
Ein persönliches Schicksal berührt ohnehin mehr als Zahlen, besonders in einem Land, in dem die Familie über allem steht. Doch selbst das gilt im Fall von manchen Corona-Infizierten mit heftigen Symptomen nicht, wenn Familienangehörige Bolsonaro-Anhänger sind.
Im Blickfeld: Hoffen auf Scholz
Von Stefan Kuhn
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BOLIVIEN
Blockadeende gefordert
La Paz - In einer gemeinsamen Erklärung haben die Bolivianische Bischofskonferenz, die Europäische Union und die Vereinten Nationen die Beteiligten dazu aufgerufen, die Straßenblockaden in Bolivien aufzuheben. „Wir drängen darauf, jeglichen unangemessenen Druck aufzugeben und die demokratischen Spielregeln einzuhalten“, hieß es in dem Schreiben vom Dienstagabend. Demonstranten, die der linken MAS-Partei des ehemaligen Präsidenten Evo Morales nahe stehen, blockieren seit über einer Woche Dutzende Straßen in verschiedenen Departments. Damit demonstrieren sie für die Einhaltung des Wahltermins am 6. September.
ECUADOR
Ex-Präsident festgenommen
Guayaquil - Zum zweiten Mal innerhalb von gut zwei Monaten ist Ecuadors früherer Präsident Abdalá Bucaram im Rahmen von Ermittlungen zu Straftaten beim Kampf gegen das Coronavirus festgenommen worden. Gegen ihn werde wegen des Verdachts auf Beteiligung an organisiertem Verbrechen ermittelt, teilte die Generalstaatsanwaltschaft des südamerikanischen Landes am Mittwoch auf Twitter mit. In den Fall seien auch Bucarams Sohn Jacobo und drei Funktionäre der Verkehrsbehörde der Hauptstadt Quito verwickelt. Gegen diese seien Ermittlungen wegen mutmaßlicher Verbindungen zu zwei Staatsbürgern Israels im Mai eingeleitet worden.
VENEZUELA
Wahlbeobachter eingeladen
Caracas/Brüssel - Venezuelas autoritäre Regierung unter Präsident Nicolás Maduro hat die Europäische Union zu einer „Begleitmission“ für die geplante Parlamentswahl im Dezember eingeladen. Dies geht aus einer Erklärung des EU-Außenbeauftragten Josep Borrell vom Dienstag hervor. Die EU reagierte sehr zurückhaltend. „Für eine Wahlbeobachter-Mission braucht die EU Mindestvoraussetzungen an Glaubwürdigkeit, Transparenz und Integration“, sagte Borrell. Im Moment lägen die „Bedingungen für einen transparenten Wahlprozess nicht vor“.
KOLUMBIEN / VENEZUELA
Fast 100.000 Flüchtlinge zurück
Bogota - Mehr als 95.000 Venezolaner, unter denen vermutlich die meisten vor der Wirtschaftskrise ihres Landes nach Kolumbien geflüchtet waren, sind angesichts der Corona-Krise in die Heimat zurückgekehrt. Weitere 42.000 planten eine Rückkehr, hieß es in einer Erklärung der kolumbianischen Migrationsbehörde vor wenigen Tagen. Kolumbien hat offiziell 1,8 Millionen Flüchtlinge aus dem Nachbarland aufgenommen, mehr als jedes andere Land. Diese Zahl sei nun gesunken, so die Migrationsbehörde.
BRASILIEN
Hilfe für den Libanon
São Paulo - Die brasilianische Regierung hat nach der verheerenden Explosion im Hafen von Beirut sechs Tonnen Lebensmittel und Medikamente in den Libanon geschickt. Präsident Jair Bolsonaro nahm selbst an der Zeremonie vor dem Start zweier Flugzeuge der Luftstreitkräfte vom Militärflughafen Cumbia im Großraum São Paulo teil, wie im brasilianischen Fernsehen am Mittwoch zu sehen war. Angeführt wird die Hilfsmission von dem libanesisch-stämmigen Ex-Staatschef Michel Temer.
MEXIKO
Anzeige gegen Peña Nieto
Mexiko-Stadt - Mexikos Generalstaatsanwaltschaft ermittelt wegen Korruptionsvorwürfen gegen den früheren Präsidenten Enrique Peña Nieto. Der Ex-Chef des staatlichen Ölkonzerns Pemex, Emilio Lozoya, habe Anzeige erstattet, erklärte Mexikos Generalstaatsanwalt Alejandro Gertz Manero am Dienstag in einer Video-Ansprache. Lozoya ist selbst unter anderem wegen des Vorwurfs der Bestechung im Korruptionsskandal um den brasilianischen Baukonzern Odebrecht angeklagt und war vor knapp vier Wochen aus Spanien in sein Heimatland ausgeliefert worden. (dpa/mc)
Wieder mehr Neuinfektionen
Gesundheitsminister bewertet Lage als „besorgniserregend“
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Streiks und Proteste in Belarus
Druck auf Staatschef Lukaschenko wächst
In Minsk protestieren die Menschen gegen Diktator Lukaschenko. (Foto: dpa)
Minsk (dpa/wvg) - Fünf Tage nach der umstrittenen Präsidentenwahl in Belarus (Weißrussland) sind am Donnerstag Menschen in vielen Staatsbetrieben in einen Streik gegen Staatschef Alexander Lukaschenko getreten. In der Hauptstadt Minsk und anderen Städten des Landes versammelten sich Mitarbeiter und forderten, dass Swetlana Tichanowskaja als die wahre Siegerin der Präsidentschaftswahl vom Sonntag anerkannt wird. Demonstranten forderten Lukaschenko zum Rücktritt auf.
Der 65-Jährige schwieg am Donnerstag zunächst zu den Protesten. Unklar war, wie sich die Lage in dem Land zwischen Russland und dem EU-Mitglied Polen weiter entwickelt. Ein Massenstreik in Unternehmen könnte dem wirtschaftlich angeschlagenen Land schwer schaden.
In der Nacht war es zum vierten Mal in Folge zu Protesten gekommen. Nach Meinung von Beobachtern kam es dabei zu weniger Polizeigewalt als in den Vortagen. Dennoch nahmen Sicherheitskräfte dem Innenministerium zufolge rund 700 Demonstranten fest. Damit steigt die Zahl der Festgenommenen auf nunmehr fast 7000. Vor Gefängnissen forderten viele Menschen friedlich die Freilassung ihre Angehörigen.
Das Menschenrechtszentrum Wesna (Frühling) beklagte erneut „übermäßige Polizeigewalt“. Es seien Gummigeschosse und Blendgranaten auf friedliche Demonstranten abgefeuert worden. Die Uniformierten hätten in mehr als zehn Städten des Landes Proteste gewaltsam aufgelöst.
Der deutsche Außenminister Heiko Maas kündigte indes deutlich mehr Druck auf den Machtapparat in Minsk an. Mit den Partnern werde intensiv über neue Sanktionen gesprochen, sagte der SPD-Politiker einen Tag vor der geplanten Sondersitzung der EU-Außenminister zu Belarus.
Russland geht von einer baldigen Beruhigung der Lage aus. „Wir rechnen eigentlich damit, dass sich die Situation im Land bald wieder normalisiert und ruhig wird“, sagte die Sprecherin des russischen Außenministeriums, Maria Sacharowa, in Moskau. Russland rufe alle zur Zurückhaltung und Besonnenheit auf. Belarus ist wirtschaftlich massiv abhängig vom Dauerverbündeten Russland.
Der Journalistenverband von Belarus sprach von massiver Gewalt gegen Medienschaffende. Mehr als 60 Journalisten seien in den vergangenen Tagen festgenommen worden. Derweil kündigen immer mehr prominente Mitarbeiter von Staatsmedien aus Protest.
Bei der Präsidentenwahl am Sonntag hatte die Wahlkommission Lukaschenko 80,08 Prozent der Stimmen zugesprochen. Seine Gegner sehen dagegen die 37 Jahre alte Kandidatin Tichanowskaja als Siegerin. Sie ist unter dem Druck der Behörden in das EU-Land Litauen geflohen.
Die Stunde der Wahrheit
Von Juan E. Alemann
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Mehrfachkrise im Libanon
Unsichere Zukunft nach Explosion in Beirut
Hilfe gegen Reformen: Außenminister Maas am Unglücksort in Beirut. (Foto: dpa)
Beirut (dpa/wvg) - Eine Woche nach der verheerenden Explosion im Hafen von Beirut suchen Rettungsteams noch immer nach Opfern der Katastrophe. Das libanesische Gesundheitsministerium meldete am Dienstag, es würden weiterhin rund 20 Menschen vermisst. Die Zahl der Toten stieg demnach auf 165. Rund 6000 Menschen wurden verletzt. Das Land am Mittelmeer befindet sich nach der Detonation und dem Rücktritt der Regierung in einer schweren inneren Krise.
Präsident Michel Aoun muss nach dem Aus der Regierung mit den wichtigsten politischen Blöcken über einen Nachfolger verhandeln. Wegen starker Interessengegensätze hat es im Libanon oft lange gedauert, politische Spitzenämter zu besetzen. Der Druck ist groß, schnell eine Einigung zu finden.
Als Reaktion auf die Explosion und gewaltsame Proteste gegen die Regierung hatte Premier Hassan Diab am Montagabend den Rücktritt seines Kabinetts erklärt. Viele Libanesen geben seiner Regierung die Schuld an der Explosion. Diab erklärte, verantwortlich für die gewaltige Detonation sei die „chronische Korruption“ im Libanon. Ausgelöst worden sein soll sie durch große Mengen der hochexplosiven Chemikalie Ammoniumnitrat, die im Hafen gelagert worden war.
Zur Diskussion stehen jetzt libanesischen Medien zufolge unter anderem eine „Regierung der nationalen“ Einheit und eine „neutrale Regierung“ unabhängig von den Parteien. Als Ministerpräsident wird unter anderem der Jurist und Diplomat Nawaf Salman gehandelt. Der 66-Jährige ist Richter am Internationalen Gerichtshof in Den Haag.
Eine zentrale Rolle wird die Iran-treue Hisbollah spielen, gegen die im Libanon kaum regiert werden kann. Sie besitzt eine eigene Miliz und bildet so etwas wie einen Staat im Staate. Die Hisbollah ist mit Präsident Aoun verbündet und unterstützt auch Diabs Regierung.
Das Land kann sich wegen der großen Not kein langes Machtvakuum leisten. Schon vor der Explosion haben die schwere Wirtschafts- und Finanzkrise und die Corona-Pandemie viele Libanesen in die Armut getrieben, es droht ein Staatsbankrott.
Viele Libanesen verlangen nun weitgehende politische Reformen. Auch aus dem Ausland kommen Rufe nach Veränderung: Am Mittwoch reiste der deutsche Außenminister Heiko Maas (SPD) nach Beirut. Die deutsche Bundesregierung und die EU seien weiter zu Hilfen bereit, sagte er bei einem Besuch am Ort der Katastrophe. Sie erwarteten jedoch, dass etwa bei Wirtschaftsreformen und der Korruptionsbekämpfung „Worten jetzt auch Taten folgen“. „Jeder im Libanon muss erkennen, dass es so nicht weitergehen kann, dass das Land große Reformen braucht“, sagt Maas weiter.
Das ungelöste Energieproblem in einem energiereichen Land
Von Juan E. Alemann
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Weltnachrichten
NAMIBIA
Entschädigungsgespräche
Windhuk/Berlin - Die Aufarbeitung der Kolonialzeit in Namibia - der ehemals deutschen Kolonie Südwestafrika - hängt vor der Schlussrunde der fünfjährigen Verhandlungen weiter an der noch offenen Frage einer finanziellen Wiedergutmachung. Das Angebot der Bundesregierung, dafür zehn Millionen Euro zu zahlen, sei für Präsident Hage Geingob weiter „nicht akzeptabel“, zitierte die Zeitung „The Namibian“ am Dienstag einen Berater des Präsidenten. Der Verhandlungsführer der deutschen Seite, Ruprecht Polenz (CDU), wollte sich am Mittwoch nicht zu konkreten Zahlen äußern, sagte aber: „Ich bin zuversichtlich, dass die Gespräche erfolgreich zu Ende gebracht werden.“
EMIRATE / ISRAEL
Bilaterale Beziehungen
Tel Aviv/Abu Dhabi - Die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) und Israel wollen volle bilaterale Beziehungen aufnehmen. Der Kronprinz von Abu Dhabi, Mohammed bin Said Al Nahjan, bestätigte gestern auf Twitter entsprechende Angaben von US-Präsident Donald Trump. Israel werde dafür im Gegenzug bestimmte Ansprüche auf von Palästinensern bewohnte Gebiete im Westjordanland aufgeben, hieß es in einer von Trump über Twitter verbreiteten Mitteilung. Die Einigung sei unter Vermittlung der USA zustande gekommen, erklärte Trump weiter.
NEUSEELAND
Auckland im Lockdown
Auckland - In Neuseelands größter Stadt Auckland ist wegen neuer Corona-Fälle ein vorübergehender Lockdown angeordnet worden. Nach 102 Tagen ohne lokale Ansteckung in dem Pazifikstaat waren am Dienstag vier neue Fälle bei einer Familie aus der Millionenmetropole gemeldet worden. Premierministerin Jacinda Ardern sagte vor Journalisten, bislang sei unklar, wo sich die Infizierten angesteckt hätten. „Obwohl wir alle unglaublich hart gearbeitet haben, um dieses Szenario zu verhindern, haben wir es auch geplant und vorbereitet.“
NIGER
Tödlicher Angriff
Paris/Niamey - Frankreich und der Niger wollen die Umstände eines Angriffs, bei dem in dem westafrikanischen Land acht Menschen getötet worden waren, so rasch wie möglich aufklären. Dafür sollen alle Mittel eingesetzt werden, wie das Amt von Frankreichs Präsident Emmanuel Macron am Montag in Paris mitteilte. Bei dem Großteil der Opfer soll es sich um Mitarbeiter einer Hilfsorganisation handeln. Nigers Präsident Mahamadou Issoufou nannte die Tat auf Twitter einen „feigen und barbarischen Terrorakt“.
BULGARIEN
Rücktritt gefordert
Sofia - Nach mehr als einem Monat regierungskritischer Proteste in Bulgarien haben Demonstranten den Ministerpräsidenten Boiko Borissow ultimativ aufgefordert, sofort zurückzutreten. Sie drohten, das Parlament in Sofia während einer Sondersitzung an diesem Donnerstag zu blockieren, um seinen Rückzug durchzusetzen. Um ihrer Forderung Nachdruck zu verleihen, wollten die Demonstranten am Mittwoch auch vor der deutschen Botschaft demonstrieren. Berlin hat bis Ende 2020 die EU-Ratspräsidentschaft inne.
AFGHANISTAN
Friedensgespräche nahe
Kabul - In Afghanistan hat eine große Ratsversammlung der umstrittenen Freilassung inhaftierter Taliban zugestimmt und damit die wichtigste Hürde für den Beginn innerafghanischer Friedensgespräche aus dem Weg geräumt. „Wir stehen an der Schwelle der Friedensverhandlungen“, sagte der Vorsitzende des Rats für Versöhnung und Leiter der Versammlung, Abdullah Abdullah, nach der Verlesung der Abschlusserklärung am Sonntag. Die Freilassung von 400 als besonders gefährlich eingestuften Taliban galt als letzte Forderung der islamistischen Gruppe vor Friedensverhandlungen.
MITTELMEERREGION
Streit ums Erdgas
Athen - Einen Tag vor einer Sondersitzung der EU-Außenminister spitzt sich der Streit um Gasvorkommen im Mittelmeer zwischen der Türkei und Griechenland zu. Das türkische Forschungsschiff „Oruc Reis“ setzte gestern begleitet von der Marine seine Suche nach Erdgas südlich der griechischen Inseln Rhodos und Kastelorizo fort. Nach Berichten des griechischen Staatsfernsehens fanden zudem umfangreiche Manöver griechischer und französischer Kriegsschiffe südlich von Kreta statt. Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan warf Athen Heimtücke vor, zeigte sich aber zugleich dialogbereit.
BHUTAN
Erster Lockdown
Thimphu - Das Himalaya-Königreich Bhutan hat einen ersten landesweiten Lockdown verhängt, nachdem eine mit dem Coronavirus infizierte Frau durch das kleine Land gereist war. Die 27-jährige Bhutanesin sei nach ihrer Rückkehr aus Kuwait in der vorgeschriebenen Quarantäne zunächst negativ auf das Virus getestet worden, hieß es von den Behörden. Ein weiterer Test sei später jedoch positiv ausgefallen. Zu dem Zeitpunkt war die Frau den Angaben zufolge aber bereits mit mehr als 210 Menschen in Berührung gekommen. (dpa/mc)
Mord an Georgier
Maas droht Moskau mit weiteren Reaktionen
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Kaiserin Stasi
Kabarettistin Lisa Eckhart feuert zurück
Die österreichische Kabarettistin nimmt Stellung zur Kritik an ihrem Comedy-Programm. (Foto: dpa)
Wien (dpa) - Als sich der Sturm zusammenbraute, war sie in Kroatien. Handy aus. Bei der Rückfahrt stellte sie es wieder an. „Ich glaube, es summt heute noch“, erzählt Lisa Eckhart den rund 250 Besuchern im Wiener Stadtsaal. Der Auftritt ist ihr Comeback nach mehrmonatiger Pause wegen der Coronakrise. Er fällt zusammen mit einem viel diskutierten Vorgang: Der Ausladung der 27-jährigen österreichischen Kabarettistin durch die Veranstalter des Hamburger Literaturfestivals Harbourfront wegen Sicherheitsbedenken im Falle ihres Auftritts. Auch eine später doch ausgesprochene Einladung konnte die Situation nicht mehr retten.
Kritiker werfen der Kabarettistin vor, rassistische und antisemitische Klischees zu bedienen. Das lässt die junge Frau nicht gelten und feuert zurück. „Es gibt teilweise ein boshaftes Missverstehen“, sagte Eckhart dazu. Sie prangert einen verbreiteten Reflex an, auf bestimmte Reizworte zu reagieren. „Wie geht man mit Antisemitismus und Rassismus um? Erhebt man sie zum Tabu oder degradiert man sie zum Witz? Ich bin immer auf der Seite des Humors“, so Eckhart. Wenn man ihre Auftritte genau anschaue, trieften sie fast schon beschämend vor Humanismus und Feminismus. „Wenn mich jemand entlarven will, dann sieht er das.“ Aber natürlich verpacke sie ihre Botschaft nicht ganz so plump, sagte die 27-Jährige.
Die seit ihrem Bühnen-Debüt 2015 vielfach ausgezeichnete Sprachkünstlerin und Poetry-Slammerin nimmt im Kabarett nicht gerade unübliche Zielgruppen ins Visier: Veganer, Sportler, Zeugen Jehovas, Transsexuelle und Deutsche, vor denen sie ausdrücklich warnt („Auch Krautland ist Ausland“) - sie werden wortreich aufgespießt. Nicht jeder im Publikum lacht. Sie lasse sich lieber von Monarchen als von Massen zensieren, erinnert Eckhart sich an Wünsche von Veranstaltern, ihr Programm weicher zu spülen.
„Der auffälligste Neuzugang des deutschsprachigen Kabaretts ist ein Augenschmaus“, schrieb der Berliner „Tagesspiegel“ über Eckhart und bemerkte ihre Manierismen, ihre Arroganz und ihren sägenden, von österreichischem Schmäh durchsetzten Nölton.
Jetzt hat sich die äußerst eloquente Künstlerin, die in Paris und Berlin Germanistik und Slawistik studiert hat, zusätzlich aufs Schreiben verlegt. Nächste Woche erscheint ihr Debütroman „Omama“ über das Leben ihrer Großmutter. Die hat die russischen Truppen in der Nachkriegszeit im Dorf in der Steiermark von ihrer freundlichen Seite kennengelernt.
Seit drei Jahren lebt Eckhart in Leipzig. Als Zugabe ihres Programms erzählt sie augenzwinkernd von den Gemeinsamkeiten der Österreicher und der Ostdeutschen. „Österreicher und Ostdeutschland, wir sind doch füreinander geschaffen. Die hatten die Ost-Mark, wir waren die Ostmark.“ Sie selbst als Kaiserin, eine Mischung aus Stalin und Sisi: Stasi.
Guter Start in den Tag
Was ein gesundes Frühstück ausmacht
Lesen Sie mehr darüber in der vollständigen Online-Ausgabe.
In der Online-Ausgabe des Argentinischen Tageblatts
finden Sie weitere Artikel, Bilder und Information.
Sie können auch auf unser Archiv zugreifen.
ZWEI MONATE GRATIS-TESTABO.